Arbeitsvertrag unter Anwendung des Manteltarifvertrags und des Vergütungstarifvertrags für Zahnmedizinische Fachangestellte/ZahnarzthelferInnen (MUSTER)

zwischen
Name:
Anschrift:
(im Folgenden Arbeitgeber/in genannt)
und
Name:
Anschrift:
(im Folgenden Arbeitnehmer/in genannt)

§ 1 Laufzeit/Freistellung
(1) Der Arbeitsvertrag beginnt am . . . . . und wird auf unbestimmte Zeit geschlossen.
(2) Es wird eine Probezeit vereinbart. Die Dauer der Probezeit sowie die Fristen für eine Kündigung des Arbeitsvertrages während der Probezeit richten sich nach den gem. § 5 dieses Arbeitsvertrags anwendbaren Tarifverträgen.
(3) Die Fristen für eine Kündigung des Arbeitsvertrages nach Ablauf der Probezeit richten sich nach den gem. § 5 dieses Arbeitsvertrags anwendbaren Tarifverträgen.
(4) Im Falle der Kündigung des Arbeitsvertrages durch die/den Arbeitgeber/in ist diese/r berechtigt, die/den Arbeitnehmer/in von ihrer/seiner weiteren Tätigkeit für die/den Arbeitgeber/in freizustellen. Während der Zeit der Freistellung behält die/der Arbeitnehmer/in ihren/seinen Anspruch auf die vertragliche Vergütung. Im Fall einer unwiderruflichen Freistellung wird die Freistellungszeit zunächst auf etwaige gesetzliche und tarifvertragliche Urlaubs-, dann auf etwaige vertragliche Urlaubs- und sodann auf etwaige Freizeitausgleichsansprüche angerechnet. Auf die danach fortzuzahlende vertragliche Vergütung muss sich die/der Arbeitnehmer/in den Wert desjenigen anrechnen lassen, was er infolge des Unterbleibens der Dienstleistung erspart oder durch anderweitige Verwendung seiner Dienste erwirbt oder zu erwerben böswillig unterlässt. Die vorstehenden Regelungen gelten entsprechend für eine Kündigung des Arbeitsvertrages durch die/den Arbeitnehmer/in.

§ 2 Art der Beschäftigung, Tätigkeitsschwerpunkte 
(1) Die/Der Arbeitnehmer/in wird als ................................................................................... in der obigen Praxis beschäftigt. 
(2) Zu ihren/seinen Aufgaben zählen insb. …………………………………………………. 
(3) Die/der Arbeitgeber/in behält sich vor, der/dem Arbeitnehmer/in gemäß § 106 GewO unter Wahrung ihrer/seiner berechtigten Interessen einen anderen Arbeitsort und/oder andere zumutbare, gleichwertige und ihren/seinen Fähigkeiten entsprechende Tätigkeiten zuzuweisen.



§ 3 Ärztliche Untersuchung 
(1) Die Einstellung erfolgt unter der Voraussetzung gesundheitlicher Eignung für die vorgesehene Aufgabe. Die/der Arbeitnehmer/in erklärt sich bereit, sich von einem ermächtigten Arzt arbeitsmedizinisch nach den Grundsätzen G 42 (Tätigkeiten mit Infektionsgefährdung), G 37 (Bildschirmuntersuchung) und G 24 (Hauterkrankungen) vor Arbeitsantritt untersuchen zu lassen und auch die regelmäßigen Nachuntersuchungen durchführen zu lassen. Die Arbeitnehmerin / der Arbeitnehmer ist zudem verpflichtet, ihren/seinen Masernschutz sowie alle weiteren gesetzlich vorgeschriebenen Impfungen der/dem Arbeitgeber/in vor Antritt der Beschäftigung in geeigneter Form (z. B. durch Vorlage eines Impfausweises oder eines ärztlichen Zeugnisses) nachzuweisen.
(2) Bei berechtigten Zweifeln am Gesundheitszustand der Arbeitnehmerin / des Arbeitnehmers ist die/der Arbeitgeber/in berechtigt, ein Attest über die Diensttauglichkeit der Arbeitnehmerin / des Arbeitnehmers zu fordern.

§ 4 Pflichten der/des Arbeitnehmers/in 
Die/Der Arbeitnehmer/in verpflichtet sich, die ihr/ihm übertragenen Aufgaben gewissenhaft zu erfüllen, den Weisungen der/des Arbeitgebers/in Folge zu leisten und sich deren/dessen Angestellten und den Patientinnen und Patienten gegenüber höflich und freundlich zu verhalten. Ferner verpflichtet sie/er sich, die gesetzliche Schweigepflicht (§ 203 StGB) zu beachten und Hygiene-, Unfall- und Strahlenschutzvorschriften einzuhalten. 

§ 5 Geltung von Tarifverträgen
(1) Auf das Arbeitsverhältnis finden der Manteltarifvertrag für Zahnmedizinische Fachangestellte/ZahnarzthelferInnen in Berlin, Hamburg, Hessen, Landesteil Westfalen-Lippe und der Vergütungstarifvertrag für Zahnmedizinische Fachangestellte/ZahnarzthelferInnen in Berlin, Hamburg, Hessen, Landesteil Westfalen-Lippe, jeweils geschlossen zwischen der Arbeitsgemeinschaft zur Regelung der Arbeitsbedingungen der Zahnmedizinischen Fachangestellten/Zahnarzthelferinnen und dem Verband medizinischer Fachberufe e.V., in ihrer jeweils gültigen Fassung Anwendung.
(2) Die/Der Arbeitgeber/in kann aus wirtschaftlichen Gründen (zB erheblicher Umsatzrückgang, Verlust wichtiger Patientinnen und Patienten bzw. wichtiger Aufträge, erhebliche Kostensteigerung) die Anwendung der nach Abs. (1) geltenden Tarifverträge auf das Arbeitsverhältnis durch schriftliche Erklärung gegenüber der/dem Arbeitnehmer/in auf die zum Zeitpunkt der Erklärung geltende Fassung beschränken.

§ 6 Arbeitszeit
(1) Die/Der Arbeitnehmer/in ist vollzeitbeschäftigt. Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit richtet sich nach den gem. § 5 dieses Arbeitsvertrags anwendbaren Tarifverträgen und beträgt derzeit 39 Stunden. Die Lage der Arbeitszeit sowie der Pausen wird im Rahmen der gesetzlichen, tariflichen und betrieblichen Regelungen von der/dem Arbeitgeber/in bestimmt.
(2) Die/Der Arbeitnehmer/in ist im Rahmen der gesetzlichen, tariflichen und betrieblichen Regelungen verpflichtet, auf Anordnung der/des Arbeitgeber/in/s Dienstreisen zu unternehmen.

§ 7 Vergütung/Eingruppierung/Sonstige Zahlungen
(1) Die Vergütung richtet sich nach den gem. § 5 dieses Arbeitsvertrags anwendbaren Tarifverträgen.
(2) Die/Der Arbeitnehmer/in ist als . . . . . (Tätigkeitsbezeichnung) in der Tätigkeitsgruppe . . . . .  mit. . . . .  Jahren an Berufserfahrung derzeit in die Vergütungsgruppe . . . . . eingruppiert.
(3) Die Gewährung von Weihnachts-, Urlaubsgeld oder sonstigen Sonderzahlungen richtet sich nach den gem. § 5 dieses Arbeitsvertrags anwendbaren Tarifverträgen.

§ 8 Nebentätigkeiten
(1) Die/Der Arbeitnehmer/in wird der/dem Arbeitgeber/in ihre/seine volle Arbeitskraft widmen und deren/dessen Interessen fördern.
(2) Jede weitere entgeltliche oder üblicherweise entgeltliche Tätigkeit bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung der/des Arbeitgebers/in. Dieses Zustimmungserfordernis gilt auch für eine unentgeltliche Tätigkeit, die nach Art oder Umfang die Interessen der/des Arbeitgebers/in beeinträchtigen kann. Die/Der Arbeitnehmer/in hat jede beabsichtigte Tätigkeit gem. Satz 1 und 2 der/dem Arbeitgeber/in in Textform unter Angabe von Ort, Art und Dauer anzuzeigen. Die/Der Arbeitgeber/in wird ihre/seine Zustimmung nur verweigern, wenn die Interessen des Arbeitgebers beeinträchtigt sind. Bei Vorliegen sachlicher Gründe, insb. einer Beeinträchtigung der Tätigkeit der/des Arbeitnehmers/in für die/den Arbeitgeber/in, kann eine etwaige Zustimmung jederzeit widerrufen werden.
(3) Die/Der Arbeitnehmer/in hat bei Ausübung jeglicher Nebentätigkeit eine strikte Loyalitätspflicht gegenüber der/dem Arbeitgeber/in zu beachten und wird deren/dessen geschäftliche oder etwaige sonstige Interessen nicht beeinträchtigen.

§ 9 Ausschlussfristen
(1) Soweit die nach § 5 dieses Arbeitsvertrags anwendbaren Tarifverträge Ausschluss- oder Verfallfristen enthalten, gelten diese Regelungen für alle Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis.
(2) Zur Wahrung der jeweils einschlägigen Frist genügt eine Geltendmachung in Textform.

§ 10 Einsichtnahme in Kollektivvereinbarungen
Der Arbeitnehmerin / Dem Arbeitnehmer wird je ein Exemplar der nach § 5 dieses Arbeitsvertrags anwendbaren Tarifverträgen ausgehändigt.

§ 11 Sonstige Beendigungs- und Ruhenstatbestände für das Arbeitsverhältnis
(1) Das Arbeitsverhältnis endet ohne Kündigung spätestens mit Ablauf des Monats, in dem die/der Arbeitnehmer/in die Voraussetzungen für den Anspruch auf eine Regelaltersrente in der gesetzlichen Rentenversicherung (derzeit §§ 35, 235 SGB VI) erfüllt.
(2) Das Arbeitsverhältnis endet ebenfalls ohne Kündigung mit Ablauf des Monats, in der Arbeitnehmerin / dem Arbeitnehmer der Bescheid eines Rentenversicherungsträgers über eine Rente auf Dauer wegen voller Erwerbsminderung zugeht (derzeit § 43 Abs. 2 SGB VI), frühestens jedoch zwei Wochen nach Zugang der schriftlichen Unterrichtung der Arbeitnehmerin / des Arbeitnehmers durch die Arbeitgeberin / den Arbeitgeber über den Zeitpunkt der Vertragsbeendigung. Das gilt nicht, wenn eine Weiterbeschäftigung der Arbeitnehmerin / des Arbeitnehmers mit verringerter Arbeitszeit, ggf. auf einem anderen geeigneten freien Arbeitsplatz, möglich ist. 
(3) Das Arbeitsverhältnis ruht während des Bezugs von Arbeitslosengeld sowie ab dem Zeitpunkt, in dem der/dem Arbeitnehmer/in der Bescheid eines Rentenversicherungsträgers über eine Rente auf Zeit wegen voller Erwerbsminderung zugeht, wenn eine Weiterbeschäftigung der Arbeitnehmerin / des Arbeitnehmers mit verringerter Arbeitszeit, ggf. auf einem anderen geeigneten freien Arbeitsplatz, nicht möglich ist.
(4) Die vorstehenden Ziffern berühren nicht das Recht zur ordentlichen Kündigung. Gegen eine erfolgte Kündigung kann innerhalb von drei Wochen nach Zugang der schriftlichen Kündigung Klage beim zuständigen Arbeitsgericht erhoben werden.

(5) Die/Der Arbeitnehmer/in hat die/den Arbeitgeber/in unverzüglich über den Zugang und den Inhalt eines Rentenbescheids oder den Bezug von Arbeitslosengeld zu unterrichten.

§ 12 Besondere Vereinbarungen
. . . . .

§ 13 Ergänzungen, Änderungen 
Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. 

§ 14 Unwirksamkeit einzelner Vereinbarungen 
Sollten einzelne Vereinbarungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden, berührt dies nicht die Wirksamkeit des übrigen Vertrages.


	. . . . .
Ort, Datum
. . . . .
Unterschrift der/des Arbeitgebers/in
	. . . . .
Ort, Datum
. . . . .
Unterschrift der/des Arbeitnehmers/in








Empfangsbestätigung der/des Arbeitnehmers/in
Die/Der Arbeitnehmer/in bestätigt, dass sie/er eine von der/dem Arbeitgeber/in unterschriebene vollständige Ausfertigung dieses Arbeitsvertrages am . . . . . (Datum) erhalten hat.

. . . . .
Ort, Datum
. . . . .
Unterschrift der/des Arbeitnehmers/in
